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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2092/2000 DES RATES
vom 28. September 2000

über das Verbot der Einfuhr Roten Thuns (Thunnus thynnus) mit Ursprung in Belize, Honduras
und Äquatorialguinea

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Schutz der Fischbestände als erschöpfliche Naturres-
source stellt sowohl im Interesse des biologischen
Gleichgewichts als auch im Hinblick auf die globale
Ernährungssicherheit eine Notwendigkeit dar.

(2) Die Internationale Kommission für die Erhaltung der
Thunfischbestände im Atlantik (ICCAT), zu deren
Vertragsparteien die Europäische Gemeinschaft gehört,
verabschiedete 1994 einen Aktionsplan, um die Wirk-
samkeit der Maßnahmen zur Erhaltung des Roten Thuns
sicherzustellen, sowie 1996 eine Empfehlung zur Einhal-
tung der Maßnahmen durch die Fischer von Rotem
Thun und von Schwertfisch im Nordatlantik, um die
wirksame Erhaltung des Roten Thuns und deren Durch-
setzung zu gewährleisten.

(3) Die Vertragsparteien der ICCAT, deren Fischer
verpflichtet sind, den Fang an Rotem Thun zu verrin-
gern, können den betreffenden Bestand nur dann
wirksam bewirtschaften, wenn alle Nicht-Vertragspar-
teien mit der ICCAT zusammenarbeiten und deren
Maßnahmen zur Bestandserhaltung und -bewirtschaf-
tung einhalten.

(4) Die ICCAT stellte fest, dass Belize, Honduras und Äqua-
torialguinea zu den Ländern gehören, die den Roten
Thun auf eine Weise fischen, die der Wirksamkeit der
Maßnahmen dieser Organisation zur Erhaltung der
Gattung zuwiderläuft, und untermauerte ihre Feststel-
lung mit Daten betreffend den Fang, den Handel und die
Beobachtung von Schiffen.

(5) Die Versuche der ICCAT, die drei genannten Länder zu
veranlassen, die Maßnahmen zur Bestandserhaltung und
-bewirtschaftung von Rotem Thun einzuhalten, blieben
erfolglos.

(6) Die ICCAT wies die Vertragsparteien an, geeignete
Maßnahmen zu treffen, um Einfuhren aus Belize und
Honduras weiterhin zu verbieten und ein Einfuhrverbot
gegenüber jeder Form von Erzeugnissen aus Rotem
Thun mit Ursprung in Äquatorialguinea einzuführen.
Diese Verbote werden aufgehoben, sobald feststeht, dass
die Fangtätigkeiten dieser Länder mit den Maßnahmen

der ICCAT in Einklang gebracht worden sind. Da die
Gemeinschaft die ausschließliche Zuständigkeit in
diesem Bereich besitzt, muss sie diese Maßnahmen
durchführen.

(7) Die ICCAT erkennt die verstärkte Zusammenarbeit mit
Panama bei der Erhaltung des Roten Thuns an. Auf
seiner Jahrestagung 1999 empfahl sie, das von den
Vertragsparteien gegenüber Panama verhängte Einfuhr-
verbot gegenüber jeder Form von Erzeugnissen aus
Rotem Thun aufzuheben.

(8) Es ist notwendig, die Verordnung (EG) Nr. 1435/98 (1)
zum Verbot der Einfuhr Roten Thuns und von Erzeug-
nissen daraus mit Ursprung in Belize, Honduras und
Panama aufzuheben.

(9) Diese Maßnahmen sind mit den Verpflichtungen der
Europäischen Gemeinschaft aus anderen internationalen
Übereinkünften vereinbar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Überführung von Rotem Thun (Thunnus thynnus)
der KN-Codes ex 0301 99 90, 0302 39 11, 0302 39 91,
0303 49 21, 0303 49 23, 0303 49 29, ex 0303 49 90,
ex 0304 10 38, ex 0304 10 98, ex 0304 20 45,
ex 0304 90 97, ex 0305 20 00, ex 0305 30 90,
ex 0305 49 80, ex 0305 59 90, ex 0305 69 90,
ex 1604 14 11, ex 1604 14 16, ex 1604 14 18 und
ex 1604 20 70, mit Ursprung in Belize, Honduras und Äqua-
torialguinea in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemein-
schaft ist verboten.

(2) Die Entladung der in Absatz 1 genannten Erzeugnisse im
Hinblick auf eine Weiterbeförderung im gemeinschaftlichen
Versandverfahren ist verboten.

(1) ABl. L 191 vom 7.7.1998, S. 13.
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Artikel 2

Diese Verordnung gilt nicht für diejenigen Mengen der in
Artikel 1 Absatz 1 genannten Erzeugnisse mit Ursprung in
Äquatorialguinea, für die den zuständigen nationalen Behörden
schlüssig nachgewiesen wird, dass sie sich zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung auf dem Weg in das Gebiet
der Gemeinschaft befanden, und sofern sie spätestens 14 Tage

nach diesem Zeitpunkt in den zollrechtlich freien Verkehr
übergeführt werden.

Artikel 3

Die Verordnung (EG) Nr. 1435/98 wird aufgehoben.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 28. September 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

D. VAILLANT
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2093/2000 DES RATES
vom 28. September 2000

über das Verbot der Einfuhr atlantischen Schwertfischs (Xiphias gladius) mit Ursprung in Belize
und Honduras

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Schutz der Fischbestände als erschöpfliche Naturres-
source stellt sowohl im Interesse des biologischen
Gleichgewichts als auch im Hinblick auf die globale
Ernährungssicherheit eine Notwendigkeit dar.

(2) Die Internationale Kommission für die Erhaltung der
Thunfischbestände im Atlantik (ICCAT), zu deren
Vertragsparteien die Europäische Gemeinschaft gehört,
verabschiedete 1995 einen Aktionsplan, um die Wirk-
samkeit der Maßnahmen zur Erhaltung des atlantischen
Schwertfischs sicherzustellen, damit die wirksame Erhal-
tung dieser Bestände gewährleistet ist.

(3) Die Vertragsparteien der ICCAT, deren Fischer
verpflichtet sind, den Fang an atlantischem Schwertfisch
zu verringern, können den betreffenden Bestand nur
dann wirksam bewirtschaften, wenn alle Nicht-Vertrags-
parteien mit der ICCAT zusammenarbeiten und deren
Maßnahmen zur Bestandserhaltung und -bewirtschaf-
tung einhalten.

(4) 1998 stellte die ICCAT fest, dass Belize und Honduras
zu den Ländern gehören, die Schwertfisch auf eine Weise
fischen, die der Wirksamkeit der Maßnahmen dieser
Organisation zur Erhaltung der Gattung zuwiderläuft,
und untermauerte ihre Feststellung mit Daten betreffend
den Fang, den Handel und die Beobachtung von
Schiffen.

(5) Die Versuche der ICCAT, die beiden genannten Länder
zu veranlassen, die Maßnahmen zur Bestandserhaltung
und -bewirtschaftung von atlantischem Schwertfisch
einzuhalten, blieben erfolglos.

(6) Die ICCAT empfahl den Vertragsparteien, geeignete
Maßnahmen zu treffen, um die Einfuhr von Erzeug-
nissen aus atlantischem Schwertfisch in jeder Form aus

Belize und Honduras zu verbieten. Diese Verbote werden
aufgehoben, sobald feststeht, dass die Fangtätigkeiten
dieser Länder mit den Maßnahmen der ICCAT in
Einklang gebracht worden sind. Da die Gemeinschaft die
ausschließliche Zuständigkeit in diesem Bereich besitzt,
muss sie diese Maßnahmen durchführen.

(7) Diese Maßnahmen sind mit den Verpflichtungen der
Europäischen Gemeinschaft aus anderen internationalen
Übereinkünften vereinbar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Überführung von atlantischem Schwertfisch (Xiphias
gladius) der KN-Codes ex 0301 99 90, 0302 69 87,
0303 79 87, ex 0304 10 38, ex 0304 10 98, 0304 20 87,
0304 90 65, ex 0305 20 00, ex 0305 30 90, ex 0305 49 80,
ex 0305 59 90, ex 0305 69 90, ex 1604 19 91,
ex 1604 19 98 und ex 1604 20 70 mit Ursprung in Belize
und Honduras in den zollrechtlich freien Verkehr in der
Gemeinschaft ist verboten.

Die Entladung der in Unterabsatz 1 genannten Erzeugnisse im
Hinblick auf eine Weiterbeförderung im gemeinschaftlichen
Versandverfahren ist verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung gilt nicht für diejenigen Mengen der in
Artikel 1 Unterabsatz 1 genannten Erzeugnisse, für die den
zuständigen nationalen Behörden schlüssig nachgewiesen wird,
dass sie sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verord-
nung auf dem Weg in das Gebiet der Gemeinschaft befanden,
und sofern sie spätestens 14 Tage nach diesem Zeitpunkt in
den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt werden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 28. September 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

D. VAILLANT
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2094/2000 DER KOMMISSION
vom 3. Oktober 2000

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Oktober 2000 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Oktober 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 3. Oktober 2000 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 100,5
064 69,3
999 84,9

0707 00 05 628 145,8
999 145,8

0709 90 70 052 70,8
999 70,8

0805 30 10 052 73,8
388 67,6
524 74,9
528 61,6
999 69,5

0806 10 10 052 88,9
064 75,2
400 213,3
999 125,8

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 182,6
400 57,9
800 176,5
804 87,1
999 126,0

0808 20 50 052 89,5
064 61,2
999 75,3

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2543/1999 der Kommission (ABl. L 307 vom 2.12.1999,
S. 46). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2095/2000 DER KOMMISSION
vom 2. Oktober 2000

über die Lieferung von Pflanzenöl im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates vom
27. Juni 1996 über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -verwal-
tung sowie über spezifische Maßnahmen zur Erhöhung der
Ernährungssicherheit (1), insbesondere auf Artikel 24 Absatz 1
Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der vorgenannten Verordnung wurden die Liste der
Länder und Organisationen, denen eine Gemeinschafts-
hilfe gewährt werden kann, und die für die Beförderung
der Nahrungsmittellieferung über die fob-Stufe hinaus
geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.

(2) Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Begünstigten Pflan-
zenöl zugeteilt.

(3) Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EG) Nr. 2519/97 der Kommission vom 16. Dezember
1997 über allgemeine Durchführungsbestimmungen für
die Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen
der Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates für die
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (2). Zu diesem
Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedin-
gungen und die sich daraus ergebenden Kosten genauer
festgelegt werden.

(4) Um die Durchführung der Lieferungen für eine
bestimmte Partie abzusichern, sollten Vorkehrungen
getroffen werden die es den Bietern ermöglichen, Raps-

bzw. Sonnenblumenöl bereitzustellen. Bezüglich der
Lieferung der einzelnen Partien erhält das günstigste
Angebot den Zuschlag —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft wird
Pflanzenöl bereitgestellt zur Lieferung an die im Anhang aufge-
führten Begünstigten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2519/97
zu den im Anhang aufgeführten Bedingungen.

Die Lieferung betrifft die Bereitstellung von in der Gemein-
schaft erzeugtem Pflanzenöl. Die zu liefernden Waren dürfen
nicht im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs hergestellt
und/oder aufgemacht worden sein.

Die Angebote sollen sich entweder auf Raps- oder Sonnenblu-
menöl beziehen. In einem Angebot ist, um gültig zu sein, die
jeweilige Ölsorte anzugeben.

Es wird davon ausgegangen, dass der Bieter die geltenden allge-
meinen und besonderen Geschäftsbedingungen kennt und
akzeptiert. Andere in seinem Angebot enthaltene Bedingungen
oder Vorbehalte gelten als nicht geschrieben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 2. Oktober 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 166 vom 5.7.1996, S. 1.
(2) ABl. L 346 vom 17.12.1997, S. 23.
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ANHANG

LOS A

1. Maßnahme Nr.: 392/98

2. Begünstigter (2): EuronAid, PO Box 12, 2501 CA Den Haag, Nederland; Tel. (31-70) 330 57 57; Fax 364 17 01;
Telex 30960 EURON NL

3. Vertreter des Begünstigten: wird vom Begünstigten benannt

4. Bestimmungsland: Nicaragua

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: raffiniertes Sonnenblumenöl

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 108

7. Anzahl der Lose: 1

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (4): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (III A 1 b))

9. Aufmachung (7): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (10.4 A, B und C.2)

10. Kennzeichnung oder Markierung (5): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (III A 3)
— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Spanisch
— zusätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Bereitstellung von in der Gemeinschaft erzeugtem raffiniertem Pflanzenöl.

Die zu liefernden Waren dürfen nicht im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs hergestellt und/oder aufgemacht
worden sein

12. Vorgesehene Lieferstufe: frei Verschiffungshafen

13. Alternative Lieferstufe: —

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: —

16. Bestimmungsort: —
— Transitlager oder Transithafen: —
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe:
— erste Frist: 6.-26.11.2000
— zweite Frist: 20.11.-10.12.2000

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:
— erste Frist: —
— zweite Frist: —

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):
— erste Frist: 17.10.2000
— zweite Frist: 31.10.2000

20. Höhe der Bietungsgarantie: 15 EUR/Tonne

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): Bureau de l'aide alimentaire, Attn. Mr
T. Vestergaard, Bâtiment Loi 130, bureau 7/46, Rue de la Loi/Wetstraat 200, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670
AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04 (ausschließlich)

22. Erstattung bei der Ausfuhr: —
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LOS B

1. Maßnahme Nr.: 391/98

2. Begünstigter (2): EuronAid, PO Box 12, 2501 CA Den Haag, Nederland; Tel. (31-70) 330 57 57; Fax 364 17 01;
Telex 30960 EURON NL

3. Vertreter des Begünstigten: wird vom Begünstigten benannt

4. Bestimmungsland: Pakistan

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: entweder raffiniertes Rapsöl oder raffiniertes Sonnenblumenöl

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 486

7. Anzahl der Lose: 1

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (4) (6): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (III A 1 a) oder b))

9. Aufmachung (7): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (10.4 A, B und C.2)

10. Kennzeichnung oder Markierung (5): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (III A 3)
— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Englisch
— zusätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Bereitstellung von in der Gemeinschaft erzeugtem raffiniertem Pflanzenöl.

Die zu liefernden Waren dürfen nicht im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs hergestellt und/oder aufgemacht
worden sein

12. Vorgesehene Lieferstufe: frei Verschiffungshafen

13. Alternative Lieferstufe: —

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: —

16. Bestimmungsort: —
— Transitlager oder Transithafen: —
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe:
— erste Frist: 6.-26.11.2000
— zweite Frist: 20.11.-10.12.2000

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:
— erste Frist: —
— zweite Frist: —

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):
— erste Frist: 17.10.2000
— zweite Frist: 31.10.2000

20. Höhe der Bietungsgarantie: 15 EUR/t

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): Bureau de l'aide alimentaire, Attn. Mr
T. Vestergaard, Bâtiment Loi 130, bureau 7/46, Rue de la Loi/Wetstraat 200, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670
AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04 (ausschließlich)

22. Erstattung bei der Ausfuhr: —
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Vermerke:

(1) Zusätzliche Erklärungen: Torben Vestergaard (Tel. (32-2) 299 30 50; Fax (32-2) 296 20 05).

(2) Der Auftragnehmer tritt mit dem Begünstigten oder seinem Vertreter baldmöglichst zur Bestimmung der erforderli-
chen Versandbescheinigungen in Verbindung.

(3) Der Auftragnehmer übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende Bescheinigung, aus der
hervorgeht, dass die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betreffend die Kernstrahlung für die zu
liefernde Ware nicht überschritten worden sind. In der Bescheinigung über die radioaktive Belastung ist der Gehalt an
Cäsium 134 und 137 und an Jod 131 anzugeben.

(4) Der Auftragnehmer überreicht dem Begünstigten oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgende Dokumente:
— gesundheitliches Zeugnis;
— A: Die Versandpapiere müssen von der diplomatischen Vertretung im Ausfuhrland beglaubigt sein.

(5) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl. C 114 vom 29.4.1991, Punkt III A 3 c), folgende Fassung: „Europäische
Gemeinschaft“.

(6) In einem Angebot ist, um gültig zu sein, der jeweilige Typ des betreffenden Öls enthalten.

(7) Lieferung in Containern von 20 Fuß: Bedingungen FCL/FCL.

Der Auftragnehmer übernimmt die Kosten für das Verbringen frei Terminal im Verladehafen, gestapelt. Der Begün-
stigte übernimmt die folgenden Kosten, auch die für den Abtransport der Container vom Terminal.

Der Auftragnehmer muss dem Empfänger eine vollständige Ladeliste eines jeden Containers übermitteln, in der die
Anzahl Blechdosen aufgeführt ist, die zu jeder in der Ausschreibungsbekanntmachung aufgeführten Maßnahme-
nummer gehören.

Der Auftragnehmer muss jeden Container mit einer numerierten Plombe (ONESEAL, SYSKO, Locktainer 180 oder
einem ähnlichen Sicherheits-Bolzensiegel) verschließen, deren Nummer dem Vertreter des Begünstigten mitgeteilt wird.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2096/2000 DER KOMMISSION
vom 2. Oktober 2000

über die Lieferung von Getreide im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates vom
27. Juni 1996 über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -verwal-
tung sowie über spezifische Maßnahmen zur Erhöhung der
Ernährungssicherheit (1), insbesondere auf Artikel 24 Absatz 1
Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der vorgenannten Verordnung wurden die Liste der
Länder und Organisationen, denen eine Gemeinschafts-
hilfe gewährt werden kann, und die für die Beförderung
der Nahrungsmittellieferung über die fob-Stufe hinaus
geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.

(2) Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Begünstigten
Getreide zugeteilt.

(3) Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EG) Nr. 2519/97 der Kommission vom 16. Dezember
1997 über allgemeine Durchführungsbestimmungen für
die Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen

der Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates für die
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (2). Zu diesem
Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedin-
gungen genauer festgelegt werden, um die sich daraus
ergebenden Kosten feststellen zu können —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft wird
Getreide bereitgestellt zur Lieferung an die im Anhang aufge-
führten Begünstigten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2519/97
zu den im Anhang aufgeführten Bedingungen.

Es wird davon ausgegangen, dass der Bieter die geltenden allge-
meinen und besonderen Geschäftsbedingungen kennt und
akzeptiert. Andere in seinem Angebot enthaltene Bedingungen
oder Vorbehalte gelten als nicht geschrieben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 2. Oktober 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 166 vom 5.7.1996, S. 1. (2) ABl. L 346 vom 17.12.1997, S. 23.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften4.10.2000 L 249/11

ANHANG

LOS A

1. Maßnahme Nr.: 387/98

2. Begünstigter (2): EuronAid, PO Box 12, 2501 CA Den Haag, Nederland; Tel. (31-70) 330 57 57; Fax 364 17 01;
Telex 30960 EURON NL

3. Vertreter des Begünstigten: wird vom Begünstigten benannt

4. Bestimmungsland: Nicaragua

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: Geschliffener Reis (Erzeugniscode 1006 30 96 9900, 1006 30 98 9900)

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 300

7. Anzahl der Lose: 1

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (5): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II A 1 f))

9. Aufmachung (7) (8): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (11.2 A 1.c, 2.c und B.6)

10. Kennzeichnung oder Markierung (6): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II A 3)
— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Spanisch
— zusätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Gemeinschaftsmarkt

12. Vorgesehene Lieferstufe: frei Verschiffungshafen

13. Alternative Lieferstufe: —

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: —

16. Bestimmungsort: —
— Transitlager oder Transithafen: —
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe:
— erste Frist: 6.-26.11.2000
— zweite Frist: 20.11.-10.12.2000

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:
— erste Frist: —
— zweite Frist: —

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):
— erste Frist: 17.10.2000
— zweite Frist: 31.10.2000

20. Höhe der Bietungsgarantie: 5 EUR/t

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): Bureau de l'aide alimentaire, Attn. Mr
T. Vestergaard, Bâtiment Loi 130, bureau 7/46, Rue de la Loi/Wetstraat 200, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670
AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04 (ausschließlich)

22. Erstattung bei der Ausfuhr (4): Die am 27.9.2000 gültige und durch die Verordnung (EG) Nr. 1852/2000 der
Kommission (ABl. L 220 vom 31.8.2000, S. 35) festgesetzte Erstattung.
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LOS B

1. Maßnahme Nr.: 386/98

2. Begünstigter (2): EuronAid, PO Box 12, 2501 CA Den Haag, Nederland; Tel. (31-70) 330 57 57; Fax 364 17 01;
Telex 30960 EURON NL

3. Vertreter des Begünstigten: wird vom Begünstigten benannt

4. Bestimmungsland: Mali

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: Geschliffener Reis (Erzeugniscode 1006 30 92 9900, 1006 30 94 9900,
1006 30 96 9900, 1006 30 98 9900)

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 460

7. Anzahl der Lose: 1

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (5): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II A 1 f))

9. Aufmachung (7) (8): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (1.0 A 1.c. 2.c und B.6)

10. Kennzeichnung oder Markierung (6): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II A 3)
— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Französisch
— zsätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Gemeinschaftsmarkt

12. Vorgesehene Lieferstufe: frei Verschiffungshafen

13. Alternative Lieferstufe: —

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: Abidjan

16. Bestimmungsort: —
— Transitlager oder Transithafen: —
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe:
— erste Frist: 6.-26.11.2000
— zweite Frist: 20.11.-10.12.2000

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:
— erste Frist: —
— zweite Frist: —

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):
— erste Frist: 17.10.2000
— zweite Frist: 31.10.2000

20. Höhe der Bietungsgarantie: 5 EUR/Tonne

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): Bureau de l'aide alimentaire, Attn. Mr
T. Vestergaard, Bâtiment Loi 130, bureau 7/46, Rue de la Loi/Wetstraat 200, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670
AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04 (ausschließlich)

22. Erstattung bei der Ausfuhr (4): Die am 27.9.2000 gültige und durch die Verordnung (EG) Nr. 1852/2000 der
Kommission (ABl. L 220 vom 31.8.2000, S. 35) festgesetzte Erstattung.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften4.10.2000 L 249/13

LOS C

1. Maßnahme Nr.: 233/99

2. Begünstigter (2): EuronAid, PO Box 12, 2501 CA Den Haag, Nederland; Tel. (31-70) 330 57 57; Fax 364 17 01;
Telex 30960 EURON NL

3. Vertreter des Begünstigten: wird vom Begünstigten benannt

4. Bestimmungsland: Mali

5. Bereitzustellendes Erzeugnis: Maismehl

6. Gesamtmenge (netto) in Tonnen: 300

7. Anzahl der Lose: 1

8. Merkmale und Qualität des Erzeugnisses (3) (5): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II A 1 b))

9. Aufmachung (6) (7): Siehe ABl. C 267 vom 13.9.1996, S. 1 (2.2 A 1.d, 2.d und B.4)

10. Kennzeichnung oder Markierung (6): Siehe ABl. C 114 vom 29.4.1991, S. 1 (II B 3)
— für die Kennzeichnung zu verwendende Sprache: Französisch
— zusätzliche Aufschriften: —

11. Art der Bereitstellung des Erzeugnisses: Gemeinschatsmarkt

12. Vorgesehene Lieferstufe: frei Verschiffungshafen

13. Alternative Lieferstufe: —

14. a) Verschiffungshafen: —

b) Ladeanschrift: —

15. Löschhafen: Abidjan

16. Bestimmungsort: —
— Transitlager oder Transithafen: —
— Lieferung auf dem Landweg: —

17. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der vorgesehenen Lieferstufe:
— erste Frist: 6.-26.11.2000
— zweite Frist: 20.11.-10.12.2000

18. Lieferzeitraum oder letzter Liefertermin auf der alternativen Lieferstufe:
— erste Frist: —
— zweite Frist: —

19. Frist für die Angebotsabgabe (um 12.00 Uhr Brüsseler Zeit):
— erste Frist: 17.10.2000
— zweite Frist: 31.10.2000

20. Höhe der Bietungsgarantie: 5 EUR/Tonne

21. Anschrift für die Einsendung der Angebote und der Bietungsgarantien (1): Bureau de l'aide alimentaire, Attn. Mr
T. Vestergaard, Bâtiment Loi 130, bureau 7/46, Rue de la Loi/Wetstraat 200, B-1049 Bruxelles/Brussel; Telex 25670
AGREC B; Fax (32-2) 296 70 03/296 70 04 (ausschließlich)

22. Erstattung bei der Ausfuhr (4): Die am 27.9.2000 gültige und durch die Verordnung (EG) Nr. 1852/2000 der
Kommission (ABl. L 220 vom 31.8.2000, S. 35) festgesetzte Erstattung.
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Vermerke:

(1) Zusätzliche Erklärungen: Torben Vestergaard (Tel. (32-2) 299 30 50, Fax. (32-2) 296 20 05).

(2) Der Auftragnehmer tritt mit dem Begünstigten oder seinem Vertreter baldmöglichst zur Bestimmung der erforderli-
chen Versandbescheinigungen in Verbindung.

(3) Der Auftragnehmer übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammenden Bescheinigung, aus der
hervorgeht, dass die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betreffend die Kernstrahlung für die zu
liefernde Ware nicht überschritten worden sind. In der Bescheinigung über die radioaktive Belastung ist der Gehalt an
Cäsium 134 und 137 und an Jod 131 anzugeben.

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 259/98 der Kommission (ABl. L 25 vom 31.1.1998, S. 39) betrifft die Ausfuhrerstattungen.
Das in Artikel 2 derselben Verordnung genannte Datum ist das unter Nummer 22 dieses Anhangs stehende Datum.

Der Lieferant wird auf Artikel 4 Absatz 1 letzter Unterabsatz der genannten Verordnung verwiesen. Die Kopie der
Lizenz wird übermittelt, sobald die Ausfuhranmeldung angenommen wurde (zu verwendende Fax-Nummer: (32-2)
296 20 05).

(5) Der Auftragnehmer überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgendes Dokument:
— pflanzengesundheitliches Zeugnis.
— Los A: Die Versandpapiere müssen von der diplomatischen Vertretung im Ausfuhrland beglaubigt sein.

(6) Die Aufschrift erhält, abweichend von ABl. C 114 vom 29.4.1991, Punkt II A 3 c) oder II B 3 c) folgende Fassung:
„Europäische Gemeinschaft“.

(7) Im Hinblick auf eine eventuelle Umfüllung muss der Auftragnehmer 2 % leere Säcke derselben Qualität wie die die
Ware enthaltenden Säcke liefern. Diese Säcke müssen außer der Aufschrift auch ein großes „R“ tragen.

(8) Lieferung in Containern von 20 Fuß: Bedingungen FCL/FCL.

Der Auftragnehmer übernimmt die Kosten für das Verbringen frei Terminal im Verladehafen, gestapelt. Der Begün-
stigte übernimmt die folgenden Kosten, auch die für den Abtransport der Container vom Terminal.

Der Auftragnehmer muss dem Empfänger eine vollständige Ladeliste eines jeden Containers übermitteln, in der die
Anzahl der Säcke aufgeführt ist, die zu jeder in der Ausschreibungsbekanntmachung aufgeführten Maßnahmen-
nummer gehören.

Der Auftragnehmer muss jeden Container mit einer numerierten Plombe (ONESEAL, SYKO, Locktainer 180 oder
einem ähnlichen Sicherheits-Bolzensiegel) verschließen, deren Nummer dem Vertreter des Begünstigten mitgeteilt wird.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2097/2000 DER KOMMISSION
vom 3. Oktober 2000

über eine besondere Interventionsmaßnahme für Getreide in Finnland und Schweden

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2), insbesondere auf Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Hafer fällt unter die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide, gehört jedoch nicht zu den Getreidearten, die
gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
zur Intervention angekauft werden können.

(2) Hafer wird in Finnland und Schweden traditionell in
beträchtlichem Umfang erzeugt, weil sich diese Erzeu-
gung gut für das dortige Klima eignet. Allerdings wird
wesentlich mehr Hafer erzeugt, als zur Deckung des
Bedarfs dieser Länder notwendig ist, sodass sie
gezwungen sind, die Überschüsse in Drittländern abzu-
setzen. Der Beitritt zur Gemeinschaft hat an dieser Situa-
tion nichts geändert.

(3) Von einer eventuellen Verringerung des Haferanbaus in
Finnland und Schweden würden die Getreidearten profi-
tieren, die zur Intervention angekauft werden können,
und zwar insbesondere Gerste. Gerste wird jedoch
sowohl in den beiden genannten nordischen Ländern als
auch in der übrigen Gemeinschaft zuviel erzeugt. Bei
einer Verlagerung des Anbaus von Hafer zu Gerste
würde sich diese Überschusssituation unweigerlich
weiter verschärfen. Deswegen sollte es auch künftig
möglich sein, Hafer nach Drittländern auszuführen.

(4) Bei der Ausfuhr von Hafer kann eine Erstattung gemäß
Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 gewährt
werden. Aufgrund der geographischen Lage Finnlands
und Schwedens ist die Ausfuhr aus diesen Ländern
schwieriger als aus anderen Mitgliedstaaten. Somit
kommt die Festsetzung einer Erstattung auf Basis des
genannten Artikels 13 in erster Linie den Ausfuhren
zugute, die von diesen anderen Mitgliedstaaten ausgehen.
Es ist daher damit zu rechnen, dass anstelle von Hafer in
diesen beiden nordischen Ländern zunehmend Gerste
erzeugt wird. In diesem Fall müssten in den kommenden
Wirtschaftsjahren in Finnland und Schweden gemäß
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 große
Mengen Gerste zur Intervention angekauft werden, deren
einzige Absatzmöglichkeit die Ausfuhr nach Dritt-
ländern ist. Ausfuhren aus Interventionsbeständen sind

für den EU-Haushalt jedoch teurer, als es direkte
Ausfuhren sind.

(5) Mit einer besonderen Interventionsmaßnahme gemäß
Artikel 6 der genannten Verordnung können diese
zusätzlichen Kosten vermieden werden. Diese
Maßnahme kann zu einer Entlastung des Hafermarktes
in Finnland und Schweden führen. Die Gewährung einer
Erstattung, deren Höhe im Wege einer Ausschreibung
festgesetzt und die nur für in Finnland und Schweden
erzeugten und aus diesen beiden Ländern ausgeführten
Hafer gewährt wird, stellt dabei die geeignetste
Maßnahme dar. Diese Regelung wurde auch früher
schon, namentlich im Wirtschaftsjahr 1999/2000 im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1897/1999 der
Kommission (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2482/1999 (4), angewandt.

(6) Art und Ziele dieser Maßnahme lassen es als zweck-
mäßig erscheinen, Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 sowie die in Anwendung dieses Artikels erlas-
senen Verordnungen, insbesondere die Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (5), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2513/98 (6), sinngemäß anzuwenden.

(7) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 gehört zu den
Pflichten der Zuschlagsempfänger auch die Verpflich-
tung, einen Antrag auf Erteilung einer Ausfuhrlizenz zu
stellen. Eine bei der Angebotsabgabe zu stellende
Ausschreibungssicherheit in Höhe von 12 EUR je Tonne
kann die Einhaltung dieser Verpflichtung sicherstellen.

(8) Das betreffende Getreide muss tatsächlich aus den
Mitgliedstaaten ausgeführt werden, für die die besondere
Interventionsmaßnahme beschlossen wurde. Die
Ausfuhrlizenzen dürfen daher nur für Ausfuhren aus
dem Mitgliedstaat verwendet werden, in dem sie bean-
tragt wurden, und nur für Hafer, der in Finnland und
Schweden erzeugt worden ist.

(9) Um eine Gleichbehandlung aller Interessenten zu
gewährleisten, müssen alle erteilten Lizenzen die gleiche
Gültigkeitsdauer haben.

(10) Im Interesse des reibungslosen Ablaufs des Ausschrei-
bungsverfahrens sind eine Mindestmenge sowie die
Fristen und die Form für die Übermittlung der bei den
zuständigen Stellen eingereichten Angebote vorzu-
schreiben.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

(3) ABl. L 233 vom 3.9.1999, S. 10.
(4) ABl. L 303 vom 26.9.1999, S. 3.

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21. (5) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 1. (6) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Es wird eine besondere Interventionsmaßnahme in Form
der Gewährung einer Ausfuhrerstattung für 500 000 Tonnen
in Finnland und Schweden erzeugten Hafer durchgeführt, der
aus Finnland oder Schweden nach Drittländern ausgeführt
werden soll.

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 sowie die in
Anwendung dieses Artikels erlassenen Bestimmungen finden
auf diese Erstattung sinngemäß Anwendung.

(2) Mit der Durchführung der in Absatz 1 genannten
Maßnahme werden die finnische und die schwedische Interven-
tionsstelle beauftragt.

Artikel 2

(1) Zur Bestimmung der Höhe der in Artikel 1 vorgesehenen
Erstattung wird eine Ausschreibung durchgeführt.

(2) Die Ausschreibung bezieht sich auf die in Artikel 1
Absatz 1 genannten Mengen von Hafer, die nach Drittländern
auszuführen sind.

(3) Die Ausschreibung ist bis zum 28. Juni 2001 geöffnet.
Während ihrer Dauer werden wöchentliche Ausschreibungen
durchgeführt, wobei die Mengen und die Stichtage für die
Einreichung der Angebote in der Ausschreibungsbekanntma-
chung festgelegt werden.

Abweichend von Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1501/95 läuft die Frist für die Einreichung der Angebote für die
erste Teilausschreibung am 5. Oktober 2000 aus.

(4) Die Angebote sind bei der finnischen oder der schwedi-
schen Interventionsstelle unter der in der Ausschreibungsbe-
kanntmachung genannten Anschrift einzureichen.

(5) Die Ausschreibung erfolgt nach Maßgabe der Bestim-
mungen dieser Verordnung sowie der Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95.

Artikel 3

Ein Angebot ist nur gültig, wenn

a) es sich auf eine Menge von mindestens 1 000 Tonnen
bezieht und

b) ihm eine schriftliche Verpflichtungserklärung des Bieters
beigefügt ist, der zufolge es sich ausschließlich auf in Finn-
land und Schweden erzeugten Hafer bezieht, der von Finn-
land oder Schweden aus ausgeführt werden soll.

Bei Nichterfüllung der Verpflichtung gemäß Buchstabe b) wird
die Sicherheit gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr.
1162/95 der Kommission (1), außer in Fällen höherer Gewalt,
einbehalten.

Artikel 4

Im Rahmen der in Artikel 2 genannten Ausschreibung enthält
Feld 20 des Lizenzantrags und der Ausfuhrlizenz eine der
nachstehenden Angaben:

— „Asetus (EY) N:o 2097/2000 — Todistus on voimassa
ainoastaan Suomessa ja Ruotsissa“,

— „Förordning (EG) nr. 2097/2000 — Licensen giltig endast i
Finland och Sverige“.

Artikel 5

Die Erstattung wird nur bei Ausfuhren aus Finnland und
Schweden gewährt.

Artikel 6

Die Sicherheit gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1501/
95 beträgt 12 EUR je Tonne.

Artikel 7

(1) Abweichend von Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1291/2000 der Kommission (2) gelten die gemäß
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 erteilten
Ausfuhrlizenzen für die Bestimmung ihrer Gültigkeitsdauer als
am Tag der Einreichung der Angebote erteilt.

(2) Die im Rahmen der vorliegenden Ausschreibung
erteilten Ausfuhrlizenzen gelten ab dem Tag ihrer Erteilung im
Sinne von Absatz 1 bis zum Ende des darauffolgenden vierten
Monats.

(3) Abweichend von Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 sind die Ausfuhrlizenzen im Rahmen der vorlie-
genden Ausschreibung nur in Finnland und Schweden gültig.

Artikel 8

(1) Auf der Grundlage der eingereichten Angebote
beschließt die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 23
der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92,

— entweder eine Höchsterstattung bei der Ausfuhr festzu-
setzen, wobei insbesondere den in Artikel 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1501/95 genannten Kriterien Rechnung
getragen wird, oder

— der Ausschreibung keine Folge zu geben.

(2) Wird eine Höchsterstattung festgesetzt, so wird der
Zuschlag dem Bieter oder den Bietern erteilt, deren Angebote
dieser Höchsterstattung entsprechen oder darunter liegen.

Artikel 9

Die eingereichten Angebote müssen der Kommission über die
finnische oder die schwedische Interventionsstelle spätestens
eineinhalb Stunden nach Ablauf der in der Ausschreibungsbe-
kanntmachung für die wöchentliche Einreichung der Angebote
genannten Frist zugehen. Sie müssen gemäß dem Schema im
Anhang I an die in Anhang II angegebenen Nummern übermit-
telt werden.

Gehen keine Angebote ein, so teilt die finnische bzw. die
schwedische Interventionsstelle dies der Kommission innerhalb
der im Unterabsatz 1 genannten Frist mit.

Für die Einreichung der Angebote gilt belgische Zeit.

Artikel 10

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

(1) ABl. L 117 vom 24.5.1995, S. 2. (2) ABl. L 152 vom 24.6.2000, S. 1.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Oktober 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

ANHANG I

Wöchentliche Ausschreibung der bei der Ausfuhr von Hafer aus Finnland und Schweden nach allen Drittländern
gewährten Ausfuhrerstattung

(Verordnung (EG) Nr. 2097/2000)

Ablauf der Angebotsfrist (Tag/Uhrzeit)

1 2 3

Fortlaufende Numerierung
der Bieter

Mengen
in Tonnen

Betrag der Ausfuhrerstattung
(in EUR je Tonne)

1

2

3

usw.

ANHANG II

Die einzigen zu benutzenden Nummern für Fernschreiben und Telefax in Brüssel sind folgende:

— Telefax: (32-2) 296 26 15,
(32-2) 296 49 56;

— Fernschreiben: 22037 AGREC B,
22070 AGREC B (griechische Buchstaben).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2098/2000 DER KOMMISSION
vom 3. Oktober 2000

zur Festsetzung des Wechselkurses für bestimmte direkte Beihilfen, für die der maßgebliche
Tatbestand am 1. August 2000 eintritt

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2799/98 des Rates vom
15. Dezember 1998 über die agromonetäre Regelung nach
Einführung des Euro (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1410/1999 der Kommis-
sion (2) zur Änderung der Verorndung (EG) Nr. 2808/98 mit
Durchführungsvorschriften für die agromonetäre Regelung
nach Einführung des Euro im Agrarsektor, insbesondere auf
Artikel 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der maßgebliche Tatbestand für den Wechselkurs, mit
dem die hektarbezogenen Beihilfen für Faserlein und
Hanf umgerechnet werden, ist gemäß Artikel 4 Absatz 1
der Verordnung (EG) Nr. 2808/98 der Kommission vom
22. Dezember 1998 mit Durchführungsvorschriften für
die agromonetäre Regelung nach Einführung des Euro
im Agrarsektor (3), geändert durch die Verordnung (EG)

Nr. 1410/1999, der Beginn des Wirtschaftsjahres, für
das die betreffende Beihilfe gewährt wird.

(2) Der vorgenannte Wechselkurs ist in Artikel 4 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 2808/98 definiert und
entspricht insbesondere dem pro rata temporis berech-
neten Durchschnitt der Wechselkurse, die in dem Monat
anwendbar sind, der dem Zeitpunkt des maßgeblichen
Tatbestands, also dem 1. August 2000, vorausgeht —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Wechselkurse für die Beihilfen gemäß Artikel 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 2808/98, für die der maßgebliche Tatbestand am
1. August 2000 eintritt, sind im Anhang dieser Verordnung
aufgeführt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Oktober 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 349 vom 24.12.1998, S. 1.
(2) ABl. L 164 vom 30.6.1999, S. 53.
(3) ABl. L 349 vom 24.12.1998, S. 36.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften4.10.2000 L 249/19

1 EUR = . . . (Durchschnitt 1.7.2000 bis 31.7.2000)

ANHANG

Wechselkurse für die in Artikel 1 dieser Verordnung genannten Beihilfen

7,45899 Dänische Krone

336,861 Griechische Drachme

8,40540 Schwedische Krone

0,623577 Pfund Sterling
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2099/2000 DER KOMMISSION
vom 3. Oktober 2000

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung
(EG) Nr. 1255/1999 des Rates hinsichtlich der Interventionen auf dem Markt für Butter und Rahm

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation
für Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1670/2000 (2), insbesondere auf Arti-
kel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999
der Kommission (3), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1560/2000 (4), muss zum Verkauf angebotene Inter-
ventionsbutter vor dem 1. Juli 1996 eingelagert worden
sein.

(2) In Anbetracht der Lage auf dem Buttermarkt und der in
Interventionsbeständen verfügbaren Buttermengen sollte

vor dem 1. September 1999 eingelagerte Butter verkauft
werden.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 2771/1999 wird das
Datum „1. Juli 1996“ durch das Datum „1. September 1999“
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Oktober 2000

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48.
(2) ABl. L 193 vom 29.7.2000, S. 10.
(3) ABl. L 333 vom 24.12.1999, S. 11.
(4) ABl. L 179 vom 18.7.2000, S. 10.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 26. September 2000

über die Ernennung eines finnischen Mitglieds des Wirtschafts- und Sozialausschusses

(2000/590/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 258,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 166,

gestützt auf den Beschluss des Rates vom 15. September 1998 über die Ernennung der Mitglieder des
Wirtschafts- und Sozialausschusses für die Zeit vom 21. September 1998 bis zum 20. September 2002 (1),

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Herrn Markku Lemmetty, das dem Rat am 17.
Dezember 1999 zur Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines Mitglieds des genannten Ausschusses frei
geworden ist,

gestützt auf die von der finnischen Regierung vorgelegte Kandidatenliste,

nach Stellungnahme der Kommission der Europäischen Gemeinschaften —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Markus Penttinen wird als Nachfolger von Herrn Markku Lemmetty für dessen verbleibende Amtszeit,
d. h. bis zum 20. September 2002, zum Mitglied des Wirtschafts- und Sozialausschusses ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

C. TASCA

(1) ABl. L 257 vom 19.9.1998, S. 37.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 26. September 2000

über die Ernennung eines portugiesischen Mitglieds des Wirtschafts- und Sozialausschusses

(2000/591/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 258,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 166,

gestützt auf den Beschluss des Rates vom 15. September 1998 über die Ernennung der Mitglieder des
Wirtschafts- und Sozialausschusses für die Zeit vom 21. September 1998 bis zum 20. September 2002 (1),

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Herrn Vasco Cal, das dem Rat am 13. April 2000 zur
Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines Mitglieds des genannten Ausschusses frei geworden ist,

gestützt auf die von der portugiesischen Regierung vorgelegte Kandidatenliste,

nach Stellungnahme der Kommission der Europäischen Gemeinschaften —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Mário David Ferreirinha Soares wird als Nachfolger von Herrn Vasco Cal für dessen verbleibende
Amtszeit, d. h. bis zum 20. September 2002, zum Mitglied des Wirtschafts- und Sozialausschusses ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

C. TASCA

(1) ABl. L 257 vom 19.9.1998, S. 37.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 26. September 2000

zur Ernennung eines niederländischen stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2000/592/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

gestützt auf den Beschluss des Rates vom 26. Januar 1998 (1) zur Ernennung der Mitglieder und der
stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

in der Erwägung, dass durch das Ausscheiden des Mitglieds Herrn Alexander Sakkers, das dem Rat am 28.
August 2000 zur Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses frei
geworden ist,

auf Vorschlag der niederländischen Regierung —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr J.R.A. Boertjens wird als Nachfolger von Herrn Alexander Sakkers für dessen verbleibende Amtszeit,
d. h. bis zum 25. Januar 2002, zum stellvertretenden Mitglied des Ausschusses der Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

C. TASCA

(1) ABl. L 28 vom 4.2.1998, S. 19.
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BESCHLUSS DES RATES
vom 26. September 2000

zur Ernennung eines spanischen stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2000/593/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

gestützt auf den Beschluss des Rates vom 26. Januar 1998 (1) zur Ernennung der Mitglieder und der
stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

in der Erwägung, dass durch den Rücktritt des stellvertretenden Mitglieds Herrn José María Barreda Fontes,
der dem Rat am 28. August 2000 zur Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines stellvertretenden Mitglieds
des Ausschusses der Regionen frei geworden ist,

auf Vorschlag der spanischen Regierung —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Frau María Luisa Araujo Chamorro wird als Nachfolgerin von Herrn José María Barreda Fontes für dessen
verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2002, zum stellvertretenden Mitglied des Ausschusses der
Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

C. TASCA

(1) ABl. L 28 vom 4.2.1998, S. 19.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 29. September 2000

zur Änderung der Entscheidung 2000/510/EG über eine Finanzhilfe der Gemeinschaft zur Tilgung
der 1999 in Italien aufgetretenen Geflügelpest

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2000) 2886)

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2000/594/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom 26.
Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbereich (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1258/1999 (2),
insbesondere auf Artikel 3 Absätze 3 und 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Entscheidung 2000/510/EG der Kommission
vom 26. Juli 2000 über eine Finanzhilfe der Gemein-
schaft zur Tilgung der 1999 in Italien aufgetretenen
Geflügelpest (3) wurde Italien eine Finanzhilfe für die im
Rahmen der Maßnahmen zur Tilgung der Geflügelpest
angefallenen Ausgaben gewährt.

(2) Die Zahlung der Finanzhilfe ist an die Vorlage von
Belegen vor dem 1. September 2000 gebunden.

(3) Es wurde beantragt, den Zeitraum für die Übermittlung
der Belege zu verlängern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 3 Absatz 3 der Entscheidung 2000/510/EG wird das
Datum „1. September 2000“ durch das Datum „1. Oktober
2000“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 29. September 2000

Für die Kommission

David BYRNE

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 103.
(3) ABl. L 205 vom 26.7.2000, S. 13.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Richtlinie 2000/38/EG der Kommission vom 5. Juni 2000 zur Änderung von Kapitel Va
(Pharmakovigilanz) der Richtlinie 75/319/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften über Arzneispezialitäten

(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 139 vom 10. Juni 2000)

Seite 29, Artikel 1 Ziffer 4 Artikel 29d Absatz 7 zweite Zeile:

anstatt: „… der in diesem Absatz genannten …“

muss es heißen: „… der in diesem Artikel genannten …“
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